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2. erklärt die erste Februarwoche eines jeden Jahres
zur Weltwoche der interreligiösen Harmonie zwischen allen
Religionen, Glaubensrichtungen und Weltanschauungen;

3. legt allen Staaten nahe, während dieser Woche auf
freiwilliger Basis und je nach ihren eigenen religiösen Tradi-
tionen oder Überzeugungen die Verbreitung der Botschaft der
Harmonie und des guten Willens zwischen den Religionen in
den Kirchen, Moscheen, Synagogen, Tempeln und anderen
Andachtsstätten der Welt auf der Grundlage der Liebe Gottes
und der Nächstenliebe oder der Liebe des Guten und der
Nächstenliebe zu unterstützen;

4. ersucht den Generalsekretär, die Generalversamm-
lung über die Durchführung dieser Resolution unterrichtet zu
halten.

RESOLUTION 65/6

Verabschiedet auf der 36. Plenarsitzung am 26. Oktober 2010, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 187 Stimmen bei 2 Ge-
genstimmen und 3 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/65/L.3, eingebracht von Kuba. 

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra,
Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Repu-
blik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien,
Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus,
Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat),
Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik
Laos, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun,
Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala,
Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indone-
sien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamai-
ka, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolum-
bien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland,
Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Male-
diven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mo-
naco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia,
Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nige-
ria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Fö-
deration, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé
und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Ser-
bien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Su-
riname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo,
Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte

Staaten von), Palau.

65/6. Notwendigkeit der Beendigung der von den
Vereinigten Staaten von Amerika gegen Kuba 
verhängten Wirtschafts-, Handels- und
Finanzblockade

Die Generalversammlung,

entschlossen, die strikte Achtung der in der Charta der
Vereinten Nationen verankerten Ziele und Grundsätze zu för-
dern,

in Bekräftigung, neben anderen Grundsätzen, der souve-
ränen Gleichheit der Staaten, der Nichtintervention und
Nichteinmischung in ihre inneren Angelegenheiten sowie der
Freiheit des internationalen Handels und der internationalen
Schifffahrt, die außerdem in zahlreichen internationalen
Rechtsakten verankert sind,

unter Hinweis auf die auf den iberoamerikanischen Gip-
feltreffen abgegebenen Erklärungen der Staats- und Regie-
rungschefs betreffend die Notwendigkeit, die einseitige An-
wendung von die Freiheit des internationalen Handels beein-
trächtigenden Wirtschafts- und Handelsmaßnahmen durch ei-
nen Staat gegen einen anderen Staat zu beenden,

besorgt darüber, dass Mitgliedstaaten nach wie vor Ge-
setze und andere Vorschriften erlassen und anwenden, bei-
spielsweise das am 12. März 1996 erlassene, unter der Be-
zeichnung „Helms-Burton-Gesetz“ bekannte Gesetz, deren
extraterritoriale Wirkungen die Souveränität anderer Staaten
und die legitimen Interessen von ihrer Rechtshoheit unterste-
henden juristischen oder natürlichen Personen sowie die Frei-
heit des Handels und der Schifffahrt beeinträchtigen,

Kenntnis nehmend von den Erklärungen und Resolutio-
nen verschiedener zwischenstaatlicher Foren, Organe und
Regierungen, in denen zum Ausdruck kommt, dass die inter-
nationale Gemeinschaft und die öffentliche Meinung den Er-
lass und die Anwendung derartiger Rechtsvorschriften zu-
rückweisen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/19 vom 24. No-
vember 1992, 48/16 vom 3. November 1993, 49/9 vom
26. Oktober 1994, 50/10 vom 2. November 1995, 51/17 vom
12. November 1996, 52/10 vom 5. November 1997, 53/4 vom
14. Oktober 1998, 54/21 vom 9. November 1999, 55/20 vom
9. November 2000, 56/9 vom 27. November 2001, 57/11 vom
12. November 2002, 58/7 vom 4. November 2003, 59/11 vom
28. Oktober 2004, 60/12 vom 8. November 2005, 61/11 vom
8. November 2006, 62/3 vom 30. Oktober 2007, 63/7 vom
29. Oktober 2008 und 64/6 vom 28. Oktober 2009,

besorgt darüber, dass seit der Verabschiedung ihrer Re-
solutionen 47/19, 48/16, 49/9, 50/10, 51/17, 52/10, 53/4,
54/21, 55/20, 56/9, 57/11, 58/7, 59/11, 60/12, 61/11, 62/3,
63/7 und 64/6 weitere derartige Maßnahmen, die darauf ab-
zielen, die Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade gegen
Kuba zu verstärken und auszuweiten, erlassen wurden und
weiter angewandt werden, sowie besorgt über die nachteili-
gen Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die kubanische
Bevölkerung und auf kubanische Staatsangehörige, die in an-
deren Ländern leben,
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1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über die Durchführung der Resolution 64/651;

2. fordert alle Staaten erneut auf, gemäß ihren Ver-
pflichtungen nach der Charta der Vereinten Nationen und
dem Völkerrecht, worin unter anderem die Freiheit des Han-
dels und der Schifffahrt festgeschrieben ist, den Erlass und
die Anwendung von Gesetzen und Maßnahmen von der Art,
wie sie in der Präambel dieser Resolution genannt werden, zu
unterlassen;

3. richtet erneut die dringende Aufforderung an die
Staaten, in denen solche Gesetze und Maßnahmen bestehen
und nach wie vor angewandt werden, so bald wie möglich
und in Übereinstimmung mit ihrer Rechtsordnung die erfor-
derlichen Schritte zu unternehmen, um sie aufzuheben oder
außer Kraft zu setzen;

4. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
den entsprechenden Organen und Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen und unter Berücksichtigung der
Ziele und Grundsätze der Charta und des Völkerrechts einen
Bericht über die Durchführung dieser Resolution zu erstellen
und ihn der Generalversammlung auf ihrer sechsundsechzigs-
ten Tagung zu unterbreiten;

5. beschließt, den Punkt „Notwendigkeit der Beendi-
gung der von den Vereinigten Staaten von Amerika gegen
Kuba verhängten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblocka-
de“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer sechsundsechzigs-
ten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 65/7

Verabschiedet auf der 41. Plenarsitzung am 29. Oktober 2010,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/65/L.7, vorgelegt vom Präsidenten der Generalversammlung. 

65/7. Überprüfung der Architektur der Vereinten
Nationen für die Friedenskonsolidierung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/180 vom 20. De-
zember 2005, insbesondere deren Ziffer 27,

in Bekräftigung der Wichtigkeit der von den Vereinten
Nationen geleisteten Arbeit auf dem Gebiet der Friedenskon-
solidierung und der Notwendigkeit dauerhafter Unterstützung
und ausreichender Ressourcen für diese Arbeit,

in Anerkennung der Rolle der Kommission für Friedens-
konsolidierung als eines zwischenstaatlichen Beratungsor-
gans mit dem besonderen Auftrag, den Bedürfnissen der Län-
der, die einen Konflikt überwunden haben, im Hinblick auf
einen dauerhaften Frieden Rechnung zu tragen, 

1. begrüßt den von den Komoderatoren vorgelegten
Bericht über die Überprüfung der Architektur der Vereinten
Nationen für die Friedenskonsolidierung52, dem eingehende
Konsultationen mit den Mitgliedern der Vereinten Nationen
und anderen Interessenträgern zugrunde liegen;

2. ersucht alle maßgeblichen Akteure der Vereinten
Nationen, die Empfehlungen des Berichts im Rahmen ihres
jeweiligen Mandats und nach Bedarf anzuwenden, mit dem
Ziel, die Wirksamkeit der Kommission für Friedenskonsoli-
dierung weiter zu verbessern;

3. ist sich dessen bewusst, dass die Maßnahmen der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Friedenskonsolidie-
rung dauerhafte Unterstützung und ausreichende Ressourcen
benötigen, damit die bestehenden Herausforderungen bewäl-
tigt werden können;

4. ersucht die Kommission für Friedenskonsolidie-
rung, in ihren Jahresberichten anzugeben, welche Fortschritte
bei der Anwendung der einschlägigen Empfehlungen des Be-
richts erzielt wurden;

5. fordert, dass fünf Jahre nach der Verabschiedung
dieser Resolution eine weitere umfassende Überprüfung nach
dem in Ziffer 27 der Resolution 60/180 dargelegten Verfah-
ren vorgenommen wird;

6. beschließt, auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung
unter dem Tagesordnungspunkt „Bericht der Kommission für
Friedenskonsolidierung“ auch eine Überprüfung der bei der
Anwendung der einschlägigen Empfehlungen des Berichts
erzielten Fortschritte vorzunehmen.

RESOLUTION 65/8

Verabschiedet auf der 45. Plenarsitzung am 4. November 2010,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/65/L.9 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Alba-
nien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien,
Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien,
Chile, China, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador,
Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Grie-
chenland, Guatemala, Haiti, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
nada, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kroatien, Kuwait, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Mali, Malta, Marok-
ko, Mauritius, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen,
Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Peru, Philippinen, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische
Föderation, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz,
Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Lucia, Ta-
dschikistan, Thailand, Togo, Tschechische Republik, Türkei,
Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern.

51 A/65/83 und Add.1. 52 A/64/868-S/2010/393, Anlage.




